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Die Zeitung erſcheint 
Vormittags 11 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn⸗ 
und Feſttage. 

— Ba — 

Alle 
reſp. Poſtämter nehmen 
Beftellung darauf an. 


Pränumerations⸗Preis 
pro Quartal 
25 Silbergroſchen, 
in allen Provinzen 
der Preußiſchen Monarchte 
1 Thlr. 1¼ ſgr. 
ne 
Expedition: 
Krautmarkr M 1053. 


Jin Verlage von Herm. Gottfr. Effeubart's Erben. Verantwortlicher Redakteur: A. H. G. Effenbart. 


NO. 226. 


Berlin, vom 25. November. 
Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geraht, dem Kreisbaupt⸗ 
mann von Thielau auf Neudöbern in der Niederlauſitz den Rothen Adler⸗ 
Orden zweiter Klaſſe, ſo wie dem Großherzoglich heſſiſchen Kammerherrn 
und Territorial⸗Kommiſſarius bei der Bundesfeſtung Mainz, Freiherrn von 
Dalwigk, den St. Johanniter⸗Orden zu verleihen. 
Berlin, vom 26. November. 

Se. Majeſtät der Konig haben Allergnädigſt geruht, dem Rendanten 
des Train⸗Depots zu Breslau, Hauptmann Mikeleitis, den Rothen 
Adler⸗Orden dritter Klaſſe mit der Schleife zu verleihen. 
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Deutſchland. 


und Bauer? 
mit prunken, 
Nahrung, 
ſten im Volke aufrichtet, iſt Jedermann zuwider. 


und die Mitglieder des 
ſind dieſe doch 
lende etwa aus 


auer immer voran mußte, 
Gro 
fie in's Feuer zurücktrieb mit den Worten: 
Und hiezu noch die praktiſche Bemerkung, 
es iſt ſchlimm, daß es ſo iſt, 


Menſchen; 
Staate nicht 


Montag, den 26. November 1849. 
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Kammer iſt ſchon von Erheblichkeit. Die Wahlen werden von ſelbſt dahin 
ausfallen, mehr conſervative Elemente in die erſte Kammer zu bringen. 
Doch darf auch hier die Intelligenz, der vernünftige Fortſchritt, der große 
Grundbeſitz, Wiſſenſchaft und Kunſt, Handel und Gewerbe, Kirche und 
Schule nicht unvertreten ſein. Der neue Staat hat unendlich wichtigere 
Elemente als Adel und Geburt, und er hat ein Recht dazu: 

1. Zögernd kommt die Zukunft hergezogen, 

2. Pfeilſchnell iſt das Jetzt entflogen, 

3. Ewig ſtill ſteht die Vergangenheit. 

Stettin. Louis Napoleon hat wirklich feinen Entſchluß vom 31ſten 


Oktober d. J. durchgeſetzt, der Präſident führt perſönlich die Regierung, 


und theils um ſich in dieſer zu befeſtigen, theils um ſeine Pläne noch wei⸗ 
ter zu ſpannen, trifft er, wie alle Prätendenten, Maßregeln, welche ihm 


die Gunſt der Menge ſichern. Er verfährt keineswegs mit Conſequenz, er 


ſucht ſoviel möglich es allen Parteien recht zu machen, und ſo verdirbt er 
es denn immer mit den übrigen, wenn er der einen nachgiebt; nur darin 


iſt er konſequent, feinem Ehrgeiz zu fröhnen, das zu werden, wozu ihn zu⸗ 


nächſt allerdings der Ruf der Nation und das Loos beſtimmt zu haben 
ſcheint: der Monarch des verwaiſeten Staates. Je deutlicher dieſer Plan 
hervortritt, deſto ſtärker wird der Widerſtand derer, welche gleiche Pläne 


verfolgen; die Republikaner von ächtem Schroot und Korn, die Legſtimi⸗ 
ſten, die Orleaniſten werden, wenn es Noth thut, ſich gemeinſchaftlich zu 


ſeinem Sturze verbinden. Dieſe Abſichten werden in der Nationalver⸗ 
ſammlung immer deutlicher. Nachdem Louis das ihm widerſtrebende Mi⸗ 


niſterium beſeitigt hat, wird er den Kampf mit der Volksvertretung nicht 


ſcheuen dürfen; dabei kommt ihm die ſchon erlangte Popularität zu Stat⸗ 
ten. Was er in der Kammer verliert, büßt er im Volke nicht ein, er ge⸗ 
winnt im Gegentheilt; denn es iſt dort ſo, wie überall, daß die Volksver⸗ 
tretung ſich im Laufe der Verhandlungen mehr und mehr den Neigungen 


des Volkes entfremdet. Ohne Zweifel wird die große Maſſe des Volkes, 


das Heer und die Beamten, deren Exiſtenz durch Napoleons Sturz ge⸗ 
fährdet wäre, es mit ihm halten; es wird ſich die Reſtauration auf die 
Art am liebſten gefallen laſſen, wie ſie am leichteſten und mit dem wenig⸗ 
ſten Blutvergießen zu erlangen iſt. Die Eitelkeit des Franzoſen iſt größer 
als ſeine Anhänglichkeit an einen Herrſcherthron, der Name Napoleon ver⸗ 
fehlt noch immer nicht auf die Maſſe ſeinen Zauber. Der Präſident darf 
nur wollen und mit ein wenig mehr Klugheit, als er zu Straßburg und 
zu Boulogne blicken ließ, wird ihm der im Hintergrunde liegende, immer 
noch befürchtete Staatsſtreich gelingen. Bis dahin ſpielt er die Rolle des 
Aals und täuſcht das an Oberflächlichkeit verſiechende Volk durch hohle 
Phraſen. Und je hohler, deſto wohler. 

Berlin, 23. November. In der heutigen 73ſten Sitzung der 
Erſten Kammer wurde die geſtern vertagte Berathung über die Art. 
62 und 63 der Verfaſſung wieder aufgenommen. Mehrere Abgeordnete 
haben ſich über ihre Abänderungs⸗Vorſchläge vereinigt, ſie ziehen die frü⸗ 
her geſtellten deshalb zurück und bringen einen neuen ein. Abg. v. Reib⸗ 
nitz, welcher die Debatte eröffnet, motivirt dieſes Amendement. Abg. v. 
Tepper erklärt ſich für das von dem Abg. Wachler eingereichte Amen⸗ 
dement. Abg. Milde vertheidigt den von ihm unterzeichneten Verbeſſe⸗ 
rungsantrag von Kisker. Abg. v. Jordan will prinzipaliter für ein 
Amendement des Abg. Döhnhöff ſtimmen, event. werde er ſich für ein 
Proviſorium erklären. Abg. v. Bernuth ſchließt ſich dem Amendement 
Döhnboff ebenfalls an, jedoch mit der Maßgabe, daß ſtatt „ dreißig⸗ reſp. 
vierzigfachen Zahl“ geſetzt werde: „Hundertfacher Zahl.“ Abg. Denzin 
vertheidigt das von ihm geſtellte Amendement. 

Der Antrag auf Schluß der Diskuſſion wird hierauf ange⸗ 
nommen. 5 

Der Berichterſtatter Abg. Ba umſtark reſumirt die von den Vor⸗ 
rednern gegen den Commiſſions-Antrag erhobenen Einwendungen. Die 
geftellten Amendements bringt er in 9 Kathegorien, die er ſämmtlich einer 
Beleuchtung unterwirft, indem er gleichzeitig den Commiſſions⸗Antrag ver⸗ 
theidigt. ; 5 
Nachdem nach mehr als einſtündiger Berathung die Frageſtellung feſt⸗ 
geſetzt iſt, wird zur Abſtimmung geſchritten. Ein Antrag auf namentliche 
Abſtimmung über alle Amendements wird verworfen, mehrere ſolche, 
einzelne Amendements betreffend, aber an genommen. Bei der erſten 
Frage wird angenommen, daß die Zahl der Mitglieder zur erſten Kam⸗ 
mer 180 nicht überſteigen ſolle. F . 

2. u. 3.) Die Amendements Trieſt und Brüggemann werden 
abgelehnt. 4) Soll die Nr. 3 des Antrages Stahl, von der in erb⸗ 


licher Weife zu ernennenden Mitglieder wegbleiben. Wird 
mit entſchiedener Majorität bejaht. 


5) Der übrige Theil des Stahlſchen Amendements wird in nament⸗ 


licher Abſtimmung mit 105 gegen 40 Stimmen abgelehnt. 6, 7, 8 u. 
9) werden die Amendements Keltſch, Ritter, von Bernuth, (mit 
78 gegen 64 Stimmen), von Dohnhoff (mit 59 gegen 83 Stimmen) 
abgelehnt. N N 

Berlin, 23. November. a 1 

Die Verſammlung geht zur Tagesordnung über, dem Berichte der 
Agrar⸗Kommiſſion über den Geſetz⸗Entwurf, betreffend die Ablöſung der 
Reallaſten und die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhält⸗ 
niſſe, mit Ausnahme der auf dem linken Rheinufer belegenen Landestheile. 
In dem Berichte heißt es: 


„Der vorgelegte Geſetz⸗Entwurf: betreffend die Ablöſung der Real⸗ 


laſten und die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe, 
findet ſeine innere Begründung in dem allgemein gefühlten Bedürfniſſe, 


die Schranken der freien Entwickelung der Landes⸗Kultur, ſo weit ſolche 


noch beſtehe, zu beſeitigen, und in der dringenden Nothwendigkeit, den Art. 


40, der Verfaſſungsurkunde des preußiſchen Staats vom 5. Dezember 1848 
zur Ausführung zu bringen. Es ſoll danach das Recht der freien Verfü⸗ 


gung über das Grundeigenthum feſtgeſtellt und die Ablösbarkeit der Grund⸗ 
laſten gewährleiſtet ſein, gleichzeitig aber auch die unentgeltliche Aufhebung der 


aus der Gerichtsherrlichkeit, der gutsherrlichen Polizei und obrigkeitlichen 


Gewalt aus der Schutzherrlichkeit, der früheren Erbunterthänigfeit, der 
früheren Steuer- und Gewerbe⸗Verfaſſung herſtammenden Verpflichtungen 
erfolgen. Die ſeitherigen Regulirungs- und Ablöſungs⸗Geſetze baben je⸗ 
nem Bedürfniſſe nur eine theilweiſe Befriedigung verſchafft. Dieſelben 
gewähren die Ablösbarkeit der Grundlaſten noch nicht in 1 Aus- 
dehnung, welche die Verfaſſungs⸗Urkunde geſichert wiſſen will. Es bedür⸗ 
fen aber auch die in jenen Geſetzen aufgeſtellten Ablöſungs⸗Normen einer 
Umgeſtaltung, wenn eine raſche und ſichere Löſung des zwiſchen den Be⸗ 
rechtigten und den Dienſt⸗ und Abgabe⸗Pflichtigen beſtehenden Verhält⸗ 
niſſes erreicht und den Letzteren die erhoffte weſentliche Verbeſſerung ihrer 
materiellen Zuſtände gewährt werden ſoll.“ a 
Der Bericht enthält hierauf eine Darſtellung der gegenwärtigen Lage 
1 Geſetzgebung. Nach derſelben heißt es weiter in dem 
erichte: N f 
„Aus der vorſtehenden Darſtellung ergiebt ſich, welchen Standpunkt 
die jetzt geltenden Regulirungs⸗ und Ablöſungs⸗Geſetze einnehmen. Ver⸗ 
gleicht man denſelben mit den Beſtimmungen des Art. 40 der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde vom 5. Dezember v. J., ſo tritt die Nothwendigkeit einer Ver⸗ 
vollſtändigung und theilweiſen Abänderung jener Geſetzgebung klar hervor. 
Die erfolgte Gewährleiſtung der Ablösbarkeit der Grundlaſten verlangt 
zunächſt von der jetzigen Geſetzgebung die Aufhebung der noch in einzelnen 
Landestheilen beſtehenden Beſchränkung der Regulirungs⸗ und reſp. Ablö⸗ 
ſungs⸗Fähigkeit der kleineren Grundbeſitzer. Es bedarf aber auch das ſeit⸗ 
herige Princip der Ablöſung einer Modifikation; Laſten und Verbindlichkei⸗ 
ten aus Rechts⸗Verhaͤltuiſſen, welche durch die veränderte Staats⸗Verfaſ⸗ 
fung ihre Bedeutung verloren haben, oder wie die Erbunterthänigkeit laͤngſt 
beſeitigt ſind, hat die Verfaſſungs⸗Urkunde bereits ohne Entſchädigung auf⸗ 
gehoben. Solchen Laſten müſſen diejenigen Beſchränkungen des Grund⸗ 
eigenthums gleichgeſtellt werden, welche den Berechtigten keinen nutzbaren 
Werth gewähren, den verpſtichteten Grundbeſitzer aber in einem beläſti⸗ 
enden Abhängigkeits⸗Verhältniſſe erhalten. Die Ablöſung der übrigen 
eallaſten kann nur gegen Entſchädigung erfolgen. Dieſe muß einestheils 
dem ſeitherigen Nutzungs⸗Ertrage der erſteren entſprechen, anderntheils 
aber unter Anwendung möglichft einfacher Ablöſungsmittel in einer Weiſe 
feſtgeſtellt werden, daß auch die Erfüllung des Zwecks die baldige vollſtän⸗ 
dige Löſung des Abhängigkeits⸗Verhältniſſes, in welchen der Dienſt⸗ und 
Abgaben⸗Verpflichtete zum Berechtigten ſteht, erreichbar bleibt. Der vor⸗ 
gelegte Geſetz⸗Entwurf entſpricht den hier entwidelton leitenden Grund⸗ 
ätzen und die Agrar⸗Commiſſion hat ſich daher mit dem Prinzip und der 
Tendenz deſſelben auch nur einverſtanden erklären können.“ 
Mehrere Amendements ſind eingegangen und finden Unterſtützung. 


Miniſter des Innern: Ich habe ſchon beim Einbringen der Vor⸗ 
lage geſagt, wie der Entwurf von zwei verſchiedenen Seiten gleich ſcharf 
getadelt worden iſt und daß die Regierung eben deswegen glaubt, die rich⸗ 
tige Mitte getroffen zu haben. Die Abänderungen der Kommiſſion be⸗ 
rühren das Weſen der Sache nicht, ſie beziehen ſich nur auf Ausführung 
u. ſ. w. Es muß zugeſtanden werden, daß der Geſetzentwurf, indem er 
beſtehende Rechte aufhebt, das ſtrenge Privatrecht verlegt. Dies darf ihm 
jedoch von dem höheren politiſchen Standpunkte nicht zum Vorwurfe ge⸗ 
macht werden. Folgende ſind die zwei Hauptmotive des Geſetzes: Die 
vorgeſchlagene Art der Ablöſung iſt ſchon durch geſetzliche Verheißungen 
vorgezeichnet und die frühere Art hat ſich vielfach als unzureichend erwie⸗ 
fen. Die Regierung zweifelt daher nicht, daß die hohe Kammer den Ent- 
wurf genehmigen werde. Inzwiſchen iſt ein Antrag auf Annahme en bloc 
eingegangen. Ich erkenne allerdings an, daß die Ausführung des Geſetzes 
ſehr dringlich iſt: von der andern Seite ſind die demſelben zu Grunde lie⸗ 

enden Prinzipien ſo wichtig, daß ſie eine gründliche Berathung erfordern. 

ie Regierung kann ſich daher dieſem Antrage nicht anſchließen. Eine 
andere Frage möchte aber die ſein, wie weit es zweckmäßig ſei, in alle 
Einzelheiten einzugehen. In dieſer Beziehung erlaube ich mir der hohen 
Kammer folgende Hauptpunkte der Diskuſſion zu bezeichnen: 1) daß das 
Ablöſungsgeſetz für die ganze Monarchie gelten ſolle; 2) ob gewiſſe Ver⸗ 
pflichtungen unentgeltlich aufgehoben werden ſollenz 3) welche Reallaſten 
abzulöſen ſind, und ob alle Reallaſten in Geldrenten verwandelt werden 
ſollen? 4) die Beſchränkungen der Beſitzveränderung, welche abzuſchaffen 
ſind; 5) die Ermittelung des Werthes der abzulöſenden Beſitzveränderungs⸗ 
ER 6) die Grundſätze über Abfindung der Berechtigten (Tit. X. 2ter 
Abſchnitt. §. 60.); 7) auf welche Grundſtücke die Eigenthums⸗Verleihung 
ausgedehnt werden ſoll; 8) die Provokationen; 9) ob das Geſetz auf frü⸗ 
here Falle Anwendung finden ſoll (§. 99.). Alle übrigen Beſtimmungen 
ſcheinen mir weniger weſentlich zu ſein. Schließlich erlaube ich mir die 
Bitte, daß die Berathung von jeder Bitterkeit frei gehalten werde und, 
wo es ſich um Wohl des Landes handelt, alle Neben - Rückſichten ſchwin⸗ 
den mögen. (Bravo.) 


Berichterſtatter Ambronn. Ablöſung von Reallaſten iſt nichts Neues 
bei uns, und die Art. 40 und 48 der Verfaſſung garantiren ſie beſonders. 
Sie haben den Art. 40 in ſeiner urſprünglichen Faſſung beibehalten und 
auch Ihre Kommiſſion hat darauf beſonders Rückſicht genommen. Dieſer 
Artikel gewährleiſtet die Ablöſung aller Reallaſten, betreffen ſie große oder 
kleine Beſitzungen. Gewiſſe Laſten und Abgaben müſſen ohne Entſchädi⸗ 


so ſte Sitzung der Zweiten Kammer. 


i Beratbung des Budgets zurückgehalten worden. 


gung aufgehoben werden. Referent bält das Inſtitut der Rentenbank für 


einen nöthigen Vermittler der Ablöſung. Derſelbe theilt das Geſchick Ir 
Aenderungsvorſchläge zu dem Ablöſungsgeſetze, welches dieſelben in der 
Agrar⸗Commiſſion erlitten haben, mit, hält es für nöthig, nur die Haupt. 
prinzipe in der allgemeinen Diskuſſion zur Sprache zu bringen. Er ver⸗ 
weiſt übrigens auf den Bericht ſelbſt. 5 5 

Abg. v. Selchow. Wenn ich mich gegen das Geſetz habe einfchreje 
ben laſſen, fo geſchah es doch nicht gegen die Tendenz deſſelben. 

Der Zweck dieſer Geſetzgebung iſt weſentlich der, den großen, ſchon 


von dem Hochſeligen Könige begonnenen Bau zur Vollendung zu führen 


Soll er zu dieſer aber gelangen, dann muß er im Geiſte, wie er angefan⸗ 
gen, fortgeſetzt werden. . ö 
Zu Anfang dieſes Jahrhunderts war, namentlich in den öſtlichen Pro. 
vinzen, der größte Theil der Bauern vollſtaͤndig abhängig von den Guts. 
herren. Der Herr hatte ihnen Grundstücke zur Nutznießung überwieſen 
und fie leiſteten dafür Dienſte. Dies Abhängigkeitsverhältniß wirkte du 
bin, daß der Bauer eine politiſche Bedeutung nicht haben konnte. Durch 
Laſten, die ihm vom Staate auferlegt wurden, trat er zu dieſem in direlte 
Beziehung. ö 1 =. 
Die dem Herrn zu leiſtenden Dienſte, ſo wie die Bearbeitung feing 
Ackers zwangen den Bauer, viel Geſinde und Arbeitsvieh zu halten, wo. 
durch er in Verlegenheiten kam, ohne den Herrn durch ſeine oberflächliche 
Arbeit zu befriedigen. Für beide Theile war hiernach Aenderung win. 
ſchenswerth. f —.— 5 
Dem Bauer unabhangige Stellung zu verſchaffen, ordnete die Geſetz. 
gebung an, daß der Bauer gewiſſe Theile feines Beſitzes an den Herrn 
zurückgeben mußte, und im weiteren Verfolge der Befreiung des Bauern 


ſtandes von den Gutsherrn in den öſtlichen Provinzen hat die Geſetzge⸗ 


bung Außerordentliches für Gutsherren und Bauern erzielt. Letztere haben 
nur noch eine beſtimmte Rente zu zahlen. £ 
Es wurde der Ausführung jener Geſetzgebung von verſchiedenen 
Seiten hinderlich in den Weg getreten, und die Regierung ſah ſich daher 
öfters genöthigt, der Verpflichteten ſich beſonders anzunehmen. Aber die 
Schwierigkeit der Durchführung jener Geſetzgebung hatte auch befonders 
ihren Grund im Mangel an geeigneten Organen dazu. Heute liegt die 
Sache glücklicherweiſe anders. Bei allen dieſen Schwierigkeiten iſt es aber 
dennoch der Regierung gelungen, Bedeutendes auszuführen. 6 
Der Regierungs Entwurf ſpricht von einer Ablöſung im 18fachen 
Betrage, mein Rechtsgefühl ſpricht aber gegen eine ſolche Berechtigung, 
und ich hoffe auch, daß Heilighaltung geſchloſſener Verträge und nicht yı 
tiefes Einſchneiden in das Eigenthum Geltung “finden werden. Ich erinnen 
hierbei nur an die Zeit, in welcher der vorliegende Gefeg-Entwurf ente 
ſtand, in der National ⸗Verſammlung, als das Volk hier dominirte und 
einſchüchterte. Ich habe aber das feſte Vertrauen, daß das Miniſterium 
Rechte mit der Kraft ſchützen wird, die wir an ihm gewohnt ſind. 
Wenn Leiſtungen, die ein Aequivalent für Empfangenes ſind, wie alle 
anderen Leiſtungen behandelt werden ſollen, wie die Agrar- Rommiffion das 
beſchloſſen, dann kann ich dieſelbe nicht auf der Höhe der Zeit mir denken, 
welche wünſchenswerth iſt. 5 fi 
Das Geſetz fagt, daß beide Betheiligten eine Ablöſung provoeſren 
tungsrecht eingeräumt, und die Agrarkommiſſion geht ſogar ſo weit, Eigen⸗ 
e in ſchroffer Form zu empfehlen. 
er Herr 
zu weit Agen fo bitte ich, mich durch mein beleidigtes Rechtsgefuhl 
zu entſchuldigen. Bitter war ich, glaube ich, nicht, wollte ich wenigſtens 
nicht ſein. Ich will, daß Mittel und Wege in Anwendung kommen, 
durch welche das Recht nicht verletzt wer I 
thigen Schonung verfahren werde. Die Geſetzgebung greift ungeheuer 
tief ein, und die Kirche, beſonders die katholiſche, wird in ihrem Be 
außerordentliche Verluſte durch die Ausführung der vorliegenden Geile 
Entwürfe erleiden. Ich werde mir erlauben, noch Amendements zu datt 
Gegenſtande einzubringen. b 
Abg. Schöpplenberg: 0 . 0 
ein beſonderes Geſetz erlaſſen hat, da das vorliegende für andere Provin⸗ 
zen viel zu weit geht. Warum das Geſetz im Ganzen aber auch für 
Schleſien nicht genügt, das liegt in dem $. 63. Ich glaube, daß wit 
durch das Geſetz in nicht langer Zeit mehr unſere Augen von Irland nach 
Schleſien werden wenden können, um außerordentliche Nothſtaͤnde kennen 
u lernen. 
b Schleſien wurde im 16ten Jahrhundert durch Kaiſerliche ſo ſehr be⸗ 
ſteuert, daß die größeren Grundbeſitzer gezwungen waren, zu den Hinter⸗ 
ſaſſen Zuflucht zu nehmen. Der Redner führt Beiſpiele ganz exarbitanter 
Steuern aus jener Zeit an, und wünſcht ſchließlich, daß auch den kleinen 
Beſitzern Präſtations⸗Fähigkeit zugeſprochen werden möge. 
Schluß der Sitzung 34 Uhr. 


Berlin, 24. November. Die zweite Kammer beſchäftigte ſich in 
ihrer heutigen 60ſten Sitzung mit der fortgeſetzten Berathung über den 
Commiſſionsbericht, die Agrar⸗Geſetzgebung betreffend. 

Bei Eröffnung der Sitzung wird der Namensaufruf vorgenommen, 
da es ſehr zweifelhaft iſt, ob die Abgeordneten ſich in beſchlußfahiger Zahl 
eingefunden haben. Während des Namensaufrufs füllen ſich in 
Bänke, weshalb die Ermittelung der beſchlußfähigen Zahl nicht weiter ver⸗ 


Abg. v. Bodelſchwingh erklärt: Die Centraleommiſſton ſei bei der 


Durch ein Schreiben des Präſidenten der erſten Kammer wird 
mitgetheilt, daß der Geſetzentwurf über die Telegraphen⸗Anſtalten bereits 
dem Miniſterpräſidenten zugegangen ſei. 5 1 

Hierauf geht die Kammer zur Tagesordnung über. Zu den wu 
miſſions⸗Anträgen über den Ablöfungs- Gefeg-Entwurf find wieder mehrer 
Amendements eingebracht. 5 i 1 

Die Debatte wird durch den Abg. Bauer eröffnet, der ſich für 9 
Anträge der Commiſſton erklärt. Abg. Weh mer ſpricht gegen die 17 
Vorlagen. Abg. v. Werdeck ſagt: er ſei zwar im Prinzipe für das 
ſetz, habe aber doch gegen daſſelbe Vieles einzuwenden. 

Der Schluß der allgemeinen Diskuſſion wird abgelehnt. 10 

Abg. v. Kleiſt⸗Retzow will ſich, nach dem Wunſche des Sr 
Miniſters, aller Bitterkeiten enthalten, obgleich das Geſetz feinen jo 
ſchen nicht entſpricht. Der Herr Miniſter des Innern antwortet 


Miniſter hat uns ermahnt, nicht bitter zu ſein. Bin ich 


werde, und daß überall mit der ne 


Ich bedaure, daß man für Schleſien nicht 
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können, und das iſt billig; im §. 9 wird aber der Behörde ein Einſchrei⸗ 


ich indeß die 


er auf einige Bemerkungen. Er wiſſe ſehr wohl, daß der Geſetz⸗ 
1 hebeitände mit ſich bringe; es frage ſich nur, ob fie auch üper⸗ 
wiegend ſeien. „Gewiß werden“, ſo ſchließt der Herr Miniſter, „Ihre 
Beratungen, auf den Entwurf, in welcher Weiſe er auch in's Leben treten 
a e, den weſentlichſten Einfluß üben. Die Regierung bat die Ueberzeu⸗ 
a daß das Geſetz für beide Theile die beſte Wirkung haben wird, 
215 auch nicht in der allernächſten, ſo doch in etwas fernerer Zukunft. 
Abg. Graf Renard ſpricht für, Abg. Bismark⸗Schönhauſen ge⸗ 
en den Geſetz⸗Entwurf. Nach einigen Bemerkungen des Herrn Miniſters 
15 Innern wird der Schluß der Debatte angenommen. . 
— In der Sitzung des Verwaltungsraths vom 17. d. M. hat der⸗ 
ſelbe in a daß über den Zeitpunkt des für die Wahlen der Ab⸗ 
eordneten zum Volkshauſe des nächſten Reichstags zu beſtimmenden Ter⸗ 
9 ſo wie über den für das Zuſammentreten der nächſten Reichs⸗Ver⸗ 
ammlung zu erwählenden Ort, unter den ſämmtlichen anweſenden Ver⸗ 
tretern der verbündeten Regierungen ſchließlich ein Diſſenſus nicht mehr 
obwaltet, in definitiver Beſchlußnahme einſtimmig feſtgeſetzt: 1) Die allge⸗ 
meine Wahl der Abgeordneten zum Volkshauſe des nächſten Reichstages 
iſt für den ganzen Bereich der auf Grund des Vertrages vom 26. Mai e. 
verbündeten deutſchen Staaten auf den 31. Januar 1850 ausgeſchrieben. 
2) Sämmtliche verbündeten Regierungen ſind erſucht, in Vollzug dieſes 
ihnen in beglaubigter Ausfertigung ſofort zugehenden Beſchluſſes die be⸗ 
treffenden Landesbehörden zur Vornahme dieſer Wahlen rechtzeitig mit der 
erforderlichen Anweiſung zu verſehen. 3) Die demnächſt einzuberufende 
Reichs⸗Verſammlung aus den auf Grund des Vertrages vom 26. Mai e. 
yerbiindeten deutſchen Staaten wird in der Stadt Erfurt zuſammentreten. 
4) Der Tag des Zuſammentritts dieſer Reichs Verſammlung wird durch 
nachfolgende Beſchlußnahme des Verwaltungs⸗Raths feſtgeſtellt und öffent⸗ 
lich bekannt gemacht werden. Pr. St.⸗Anz.) 
— Schon ſeit einer Reihe von Jahren find beim biefigen General⸗ 
Poſtamt zahlreiche Unterſchlagungen durch Beamte vorgekommen. Die 
Zahl derſelben iſt erſt kürzlich wieder um einen vermehrt, indem von einem 
Poſtſecretair und einem Aſſiſtenten, Exſterer fir angeftellter, Letzterer nur 
diätariſch beſchäftigter Beamter, ermittelt worden iſt, daß ſie Geldbriefe 
geöffnet, den Inhalt herausgenommen und in ihrem Nutzen verwendet ha⸗ 
ben. Natürlich iſt gegen Beide, die vorläufig ihres Amtes entſetzt ſind, 
die gerichtliche Karen eröffnet worden. (A. G. 3.) 
— Es wird uns eine wichtige Nachricht über die däniſchen Friedens 
Unterhandlungen mitgetheilt. Man glaubte bis jetzt, dieſelben würden von 
Preußen an die Bundes⸗Commiſſion übergeben werden. Ja, es ſchien faſt, 
als ob die Statthalterſchaft dieſes wünſche. Die Sache verhält ſich aber 
ganz anders. Die Statthalterſchaft erklärt, daß fie Angeſichts ihres Urſprungs 
Scrupel habe, einer anderen Autorität als einer deutſchen Centralgewalt 
gegenüber zu reſigniren. So iſt es zu dem Plan gekommen, von der Bun⸗ 
des⸗Commiſſion deutſche Commiſſäre mit Zuſtimmung der Statthalterſchaft für 
Holſtein ernennen zu laſſen. Hannoverſche Truppen würden dann Holſtein 
beſetzen. Dieſes Alles aber hat mit den Friedens-Unterhandlungen nichts 
zu thun. Dieſe vindieirt Preußen noch immer ſich im Namen Deutſchlands. 
Sie ſollen in Ber. in weiter geführt werden, wo Pechlin und Reedtz, Letz⸗ 
terer in zweiter Reihe, als däniſche Bevollmächtigte erwartet ſind. Herr 
v. Üſedom geht alſo nicht nach Kopenhagen. (W. 3.) 
— Der Hamburger Polizei, welche durch den elektriſchen Telegraphen 
davon benachrichtigt war, iſt es gelungen, einen Haupt⸗Agenten der demo⸗ 
kratiſchen Partei gleich bei ſeiner Ankunft in Hamburg zu verhaften. Der⸗ 
ſelbe war früher badiſcher Offizier, hat ſich hier aufgehalten und mehrere 
demokratiſche Clubs, von der Polizei unbemerkt, beſucht. Erſt bei ſeiner 
Abreiſe erhielt die Sicherheitsbehörde von ſeinem hieſigen Verweilen Nach⸗ 
richt; zugleich ging ihr das Signalement deſſelben durch den Telegraphen 
aus Paris und Frankfurt a. M. zu. Er wird an Baden eee 
den. Sp. 3.) 
— Privatbriefe aus Wien melden, Freiherr v. Kübeck ſei ſchon nach 
Frankfurt abgereiſt, und General v. Schönhals werde am 24. d. M. 
ſeine Reiſe hierher ebenfalls antreten. (D. Ref.) 


Magdeburg. Hofzahnarzt Lebrecht hier hat bei der Extraction 
kranker Zähne auf den Rath eines hieſigen Arztes Chloroform außerlich 
angewendet, 6 bis 10 Tropfen auf Baumwolle getropft, und von außen 
und innen das Zahnfleiſch des herauszunehmenden Zahnes zwei Minuten 
damit eingerieben. Die Stelle wurde gefühllos, die Extraktion erfolgte 
nach der Verſicherung der Operirten ganz ohne Schmerz. Dieſer günſtige 
Erfolg, ſo wie die Gefahrloſigkeit bei äußerer Anwendung des Chloroform, 
machen es im Intereſſe aller Zahnkranken wünſchenswerth, daß dieſe Me⸗ 
thode die allgemeinſte Verbreitung finde. (M 


Aus Weſtpreußen, 17. November. Für die zu erbauenden zwei 


Dampf⸗Fregatten find eichene Bauhölzer nicht im Werthe von 2600 Thlr. 
(ſ. die letzte Ztg.) ſondern für 26,000 Thlr. angekauft. 
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Kaſſel, 20. November. In Folge einer von Berlin angelangten telegra⸗ 


Kontingent Befehl, ſich marſchbereit zu halten. 


Stuttgart, 19. November. Der ſtändiſche größere Ausſchuß hat heute eine 
auf Grundlage der Vorträge zweier Berichterſtatter (Rödinger und Holzinger) 
den 18. d. M. mit 6 gegen 3 Stimmen beſchloſſene Eingabe an die Königliche 
Staatsregierung genehmigt und an den Ort ihrer Beſtimmung abgehen laſſen, 


phiſchen Depeſche hat unſer erſt ſeit kurzer Zeit aus Schleswig Madl N 
köln. 


in welcher fie den König bitten, noch vor der Eröffnung der Stände⸗Verſamm⸗ 


au eine beruhigende Erklärung darüber zu ertheilen, daß durch die erlaſſene 
Verordnung die Anerkennung der Reichsverfaſſung, insbeſondere auch des ganzen 
ſechsten Abſchnittes derſelben, welcher die Grundrechte des deutſchen Volkes ent⸗ 
hält, nicht habe in Frage geſtellt werden wollen. 


Stuttgart, 21. November. Der Beobachter meldet aus Raſtatt: 


Schon wieder find Gefangene aus den Kafematten entkommen, und zwar 
ſechs auf einmal. 


Lindan, 17. November. Die ungariſche Gräfin Batthiauy iſt hier 
eingetroffen und wird den Winter hier zubringen. 8 


Karlsruhe, 21. November. Das Ehrengericht über die Offiziere hat heute 
A Sitzungen begonnen. Zuerſt hat es die Akten der Mitglieder des Groäne 
An wi, dann dieſes die Akten des Ehrengerichts ſelbſt geprüft. Zunächſt 
1 wie verlautet, die Meldungen der nicht betheiligten Offiziere vorge⸗ 
> 115 . die Betheiligten der Reihe nach im Verhältniſſe ihrer zunehmenden 
der ie sung vorgeladen. Jedoch wird, auf Veranlaſſung des Kriegsminiſters, 
Tae \ allgemein geachteter Mann und deſſen rechtliche und billige Anſichten be⸗ 

ſind, bei dem ganzen Gericht ſehr verſöhnlich zu Werke gegangen werden. 


. 


Einer fo eben veröffentlichen Fortſetzung des amtlichen Verzeichniſſes der Urtheile 
der badiſchen Standgerichte entnehmen wir, daß im Monate September und Ok⸗ 
tober 28 Urtbeile gefällt worden find, von denen 22 auf 10 Jahre Zuchthaus, 2 
auf Tod, 3 auf Verweiſung vor den ordentlichen Richter und eines auf Frei⸗ 
ſprechung lauteten. 

Vom Bodenſee, 17. November. Nachrichten aus der Schweiz zu 
folge haben ſich zu der am 12ten ſtattgefundenen Wahlſchlacht bedeutende 
Maſſen loſen Geſindels aus den benachbarten Cantonen und ſelbſt aus 
Frankreich in Genf angeſammelt, während J. Fazy das Zeughaus geordnet 
und die europäiſche Propaganda täglich Sitzung gehalten. Unter dieſen 
Umſtänden iſt der bekannte Ausgang der Wahlen erklärlich. Für alle Re⸗ 
volutionen iſt übrigens Genf das Zündhölzchen. Seit dem Sonderbunds⸗ 
kriege, wozu Genf den Anſtoß gab, geſchehen alle Cantonalrathswahlen 
nach der Kopfzahl, und ſomit, wie ſich von ſelbſt verſteht, durch Pöbel⸗ 
Akklamation; denn, ob wohlberechtigt oder nicht, danach wird und kann füg⸗ 
lich nicht gefragt werden. Da nun die reſp. Wahlen ſehr zur ungleichen 
Zeit eintreten, ſo zieht derſelbe Pöbel von Canton zu Canton, und die 
Straßentribünen erlangen allerwärts die Oberhand. Auf dieſe Art, und 
alſo gerade wie Brentano in Baden, ſind die meiſten der gegenwärtigen 
Cantonalpräſidenten an die Spitze des Staats gelangt. In Neuenburg 
hört man allgemein die Aeußerung: wenn nur die verwünſchten Waadt⸗ 
länder nicht wären, mit unſeren eigenen Revolutionairs wollten wir ſchon 
fertig werden! Und in der That ſtützt ſich das dortige Gouvernement 
lediglich auf die Kopfzahl des von Waadtland Yo leicht zu erlangenden 
Suecurſes. Wenn es nun auch dem einen Canton gelänge, ſich von die ſem 
Alp zu befreien und eine rechtmäßige Vertretung einzuführen, ſo würde ſie 
mit Hülfe der benachbarten ſogleich wieder geſtürzt werden. Alle Verhält⸗ 
niſſe ins Auge gefaßt, könnte nur ein von außen kommender Beiſtand, der 
es wenigſtens der Mehlzahl der Cantone möglich machte, ſich zu reorga⸗ 
niſtren und im Bundesrathe wieder eine ebenmäßige Majorität herzuſtellen, 
Abhilfe gewähren; und fo lange das nicht geſchieht, bleibt die Schweiz — 
das Herz von Europa — ein brennender Revolutionsheerd. (N. P. Z.) 

Frankfurt a. M., 21. November. Die Miniſterialbeamten des 
Reichsminiſteriums haben, ſeit ihnen das Interim drohend näher rückt, ſich 
mit einem Kollektivgeſuch an den Erzherzog Reichsverweſer gewandt, um 
deſſen Vermittelung zum Zweck der Uebernahme in den Dienſt der fpäteren 
Bundes gewalt zu erbitten. Das Geſuch iſt fo kriechend, daß die Beam⸗ 
ten des Handelsminiſteriums — deſſeu Lokal, beiläufig bemerkt, der Han⸗ 
delsminiſter, Herr Detmold, noch mit keinem Fuße betreten hat — ſich 
geweigert haben, daran zu betheiligen. 

— Im Laufe des geſtrigen Nachmittags brachte die Taunus ⸗Eiſenbahn 
700 bis 800 einexereirte Rekruten des Königl. preußiſchen 24ſten Infan⸗ 
terie-Regiments, welche vom Rheine kamen und nach Freiburg im Breis⸗ 
gau beſtimmt ſind. Sie wurden ſogleich auf der Main⸗Neckar⸗Eiſenbahn 
weiter befördert. 

Kiel, 21. November. Die Feſtung Friedrichsort iſt noch nicht von 
Preußen beſetzt und wird es jetzt auch wohl nicht werden. Der durch 
ſeine wiſſenſchaftliche Bildung ausgezeichnete Commandant Hauptmann 
Thoſchesky aus Dithmarſchen, früher im preußiſchen Artillerie⸗Dienſte, iſt 
nicht mehr Commandant, indem er in den Generalſtab getreten iſt, woge⸗ 
gen der von Friedericia her genugſam bekannte tapfere Artillerie⸗Lieute⸗ 
nant Chriſtianſen die Commandantur übernommen hat. Obgleich wir vor 
einigen Wochen einen ſtarken Oſtwind hatten, fo daß die Geſton flott 
war, und däniſche Orlogſchiffe vor dem Hafen nicht zu ſehen waren, auch 
das Dampfſchiff Bonin denſelben verließ, ſo brachte es doch die Gefion 
nicht mit. Schließlich noch die Verſicherung, daß wir noch den Muth 
nicht verloren haben und bald aus dem traurigen Zuſtand herauszukommen 
hoffen, der nicht Friede und nicht Krieg iſt. 0 


Oeſterreich. 


Wien, 22. November. Eben höre ich mit völliger Zuverläſſigkeit, 
daß der Zeitungsſtempel für politiſche Blätter vom iften Januar k. J. 
wieder eingefuhrt werden wird. 

— Eben erhalte ich einen Brief aus Jaſſy mit der wichtigen Nach⸗ 
richt, daß der ruſſiſche Kommiſſair in den Donaufürſtenthümern, General 
Duhamel, von ſeinem Hofe abberufen worden iſt. Man glaubt, daß dieſe 
Abbernfung durch die Bemühungen des außerordentlichen Botſchafters der 
Pforte am ruſſiſchen Hofe, Fuad Effendi, erfolgt ſei. Herr Titoff hat 
ſeine diplomatiſchen Beziehungen mit der Pforte wieder d 

. Ref.) 

— Man will wiſſen, daß am 2. Dezember, als am Jahrestag der 
Thunberg des Kaiſers, der Belagerungszuſtand in Wien aufgehoben 
werden ſoll. enn es ſich beſtätigt, daß der Kaiſer vor ſeiner Abreiſe 
von Prag den dortigen Ausnahmezuſtand aufhebt, fo gewinnt obiges Ge⸗ 
rücht mehr Wahrſcheinlichkeit. 

— Von den wegen eines Kravalls gegen ihren Religionslehrer in Un⸗ 
terſuchung gezogenen Olmützer Studirenden ſind bereits 40 zum Militair 
abgeführt worden — und die Unterſuchung wird noch fortgeführt. (Die 
Armee iſt alſo noch immer eine Strafanftalt!!) 

— Dem Vernehmen nach fol Lemberg ein Fort (auf dem Woronow⸗ 
ſtiſchen Berge, vulgo Türkenſchanze) erhalten, auch ſollen die karpathiſchen 
Gebirgspäſſe bei Milulitſchin, Klimetz (Skole), Turka und Muſchina, von 
deren Wichtigkeit man ſich während des letzten ungariſchen Aufſtandes 
überzeugt hat, befeſtigt werden. N 5 D. Ref.) 

Preßburg, 19. November. Die Waffenablieferung des Hurbani⸗ 
ſchen Freikorps wird durch das ganze Bataillon nicht auf einmal, ſondern 
abtheilungsweiſe vor ſich gehen, und morgen früh auf der Fürſten⸗Allee 
den Anfang nehmen. Der Kommandant des Korps, der k. k. Major Le⸗ 
wartopſky, iſt bereits hier angekommen, auch befindet ſich der ſlaviſche 
Volksredner Hurban ſeit einigen Tagen hier, und ſcheinen dieſe Gelegen⸗ 
heit die benachbarten ſlaviſchen Bauern zu benützen, um ſich von demſel⸗ 
ben Rath einzuholen. a 

— Es werden jetzt Dokumente veröffentlicht, aus denen hervorgehen 
ſoll, daß das Görgey = Armeekorps fortwährend Königlich geſinnt ge⸗ 
weſen und für die konſtitutionelle Verfaſſungs⸗Form gekämpft habe. Wie 
verlautet, ſoll die beſchränkte Amneſtie — falls die Strafe ein Jahr 
Kerker nicht überſteigt, unn auch auf Beamte ausgedehnt werden. 


(D. Ref.) 
Rußlaud und Polen. 
St. Petersburg, 16. November. Das Schiff „Auguſte“, Capitain 
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Moldenhauer, iſt nach Verluſt von 3 Ankern und des Steuerruders beim 
letzten Sturm, in der Nacht vom sten zum ten d. M. hinter Kronſtadt 
auf Grund gerathen und leck; es hat 3 Fuß Waſſer gezogen. Des Stur⸗ 
mes wegen war es nicht ſoglich möglich, ihm Hülfe zu ſchicken, die nöthi⸗ 
gen Vorkbhrungen waren jedoch getroffen, und ſobald das Wetter ſich etwas 
legte, ſollten Leute zur Hülfe und Leichterfahrzeuge zur Aufnahme der 
Waaren dahin geſchickt werden. i 


Bermiſchte Nachrichten. 


Stettin, 23. Novewber. In der neueſten Nummer des hieſigen 
Amtsblatt bat die Königl. Regierung eine ausführliche Bekanntmachung 
über die am 3. Dezember d. J. ſtattfindende allgemeine Volkszählung 
erlaſſen. Der Ausfall dieſer Volkszählung iſt auch in finanzieller Be⸗ 
ziehung für den preußiſchen Staat von Wichtigkeit, da nach der Kopfzahl 
der Bevölkerung der auf Preußen fallende Antheil der Zollvereins⸗Revenüen 
berechnet wird. Wir halten es deshalb für eine Pflicht der Preſſe, auf 
die Wichtigkeit dieſer Volkszählung auch unſererſeits das Publikum und die 
bei derſelben betheiligten Perſonen aufmerkſam zu machen. Und das um 
ſo mehr, als die Behörden auch bei dem beſten Willen nicht im Stande 
ſind, ohne ein bereitwilliges Entgegenkommen des Publikums genaue und 
zuverläffige Angaben zu liefern Das Jetereſſe an einer wahrheitsgetreuen 
Erforſchung der beſtehenden Zustände unſeres Vaterlandes muß als das 
erſte und ſicherſte Zeichen der ſo vielfach gerühmten politiſchen Bildung, 
ſo wie als ein unumgängliches Erforderniß für eine wahrhaft erſprießliche 
Reorganiſation unſeres Staatslebens betrachtet werden. Von dieſem Ge⸗ 
ſichtsdunkte aus hat der vorſtehende Akt der allgemeinen Volkszählung eine 
politiſche wie volkswirtyſchaftliche Bedeutung. (D. Ref.) 
In den letzten Tagen dieſes Monats wird hier eine General⸗ 
Verſammlung der okonomiſchen Geſellſchaft für Pommern ſtattfinden. 

— Die ſtralſunder Kaufmannſchaft beabſichtigt, eine kaufmänniſche 
Bank für Neuvorpommern zu begründen. Auch ſoll daſelbſt eine Dar⸗ 
lehnskaſſe für Handel, Induſtrie und Handwerk errichtet werden. 

Seit dem 15. Oktober iſt auf Staatskoſten eine beſondere Unter⸗ 
richts⸗Anſtalt für die Ausbildung von Schiffern in Kolberg errichtet und 
ſomit einem wirklichen Bedürfniß unſerer Hafenſtadt abgeholfen werden. 


Stettin, 26. November. Nachdem geſtern Abend eine Kälte von 
8. Grad eingetreten war, hatten wir heute fruhe 10 Grad bei Nordoſt. 
Der Strom iſt bereits dicht mit Eis belegt und hat wohl die Schifffahrt 
für dies Jahr ihr Ende erreicht. ; 
Von Wollin wird gemeldet, daß vom Swiener Höft bis Divenow 
der Strand mit Schiffstrümmern bedeckt, auch ein Brett mit dem Namen 
„Neptunus“ gefunden worden iſt. f i 

— Außer dem neulich gemeldeten Abzuge einer Stamm-Comvagnie 
des 2ten Landwehr⸗Regiments von bier iſt noch zu berichten, daß noch 
drei andere Stamm⸗Compagnieen von hier in ihre reſp. Stabsquartiere an 
demſelben Tage abgegangen ſind. 


— Mainz, 20. November. Das Gerücht, daß es in einem hieſigen 
Hauſe ſpuke, hatte ſchon ſeit mehreren Abenden eine große Menſchenmaſſe 
vor dem betreffenden Hauſe verſammelt, und mancherlei Vorkehrungen, dem 
Geſpenſte auf die Spur zu kommen, waren ohne Reſultate geblieben, als 
vor wenigen Abenden plötzlich der Hauseingang von einer Militairpatrouille 

beſetzt, und von Gensdarmen und Polizeidienern eine genaue Unterſuchung 
des ganzen Hauſes, vom Keller bis zum Speicher, vorgenommen wurde, 
weiche vom beſten Erfolge begleitet war. Das Geſpenſt, welches die ganze 
Nachbarſchaft allarmirt hatte, war ein Tünchergeſell, welcher, hinter dem 
Schornſtein hervorgeholt, feine Unſchuld betheuerte, nichtsdeſtoweniger aber 
ſofort verhaftet wurde, da man gegründete Urſache hat, zu vermuthen, daß 
die Abſicht vorlag, das betreffende Haus, welches in Kürze einer Verſtei⸗ 
gerung ausgeſetzt werden ſoll, in übeln Ruf zu bringen, um daſſelbe als⸗ 
dann billiger erſteigern zu können. Die ganze Geſchichte hat hier vielen 
Spaß gemacht und einen neuen Beleg dazu geliefert, wie Militair und 
Gensd'armerie ſolche Geiſter beſſer und ſicherer zu beſchwören vermögen, 
als die Geiſtlichkeit, welche man früher mit dergleichen Exekutionen zu be⸗ 
helligen pflegte. (F. J.) 


— In Hanau haben preußiſche Pioniere auf dem Schlachtfelde der Hanauer 
Schlacht gegraben und dabei nicht ſehr tief unter der Erde viele Kanonenläufe, 
Laffetten, gefüllte Kartätſchen, Kanonenkugeln und andere Ueberbleibſel aus jener 
mörderiſchen Schlacht gefunden. In einem hohlen Baume fand ſich das Skelett 
eines franzöſiſchen Küraſſiers in voller Rüſtung, mit Stahlpanzer, Helm und 
Stulpſtiefeln, Alles im beſten Zuſtande. Der Unglückliche war wahrſcheinlich im 
Laufe der Schlacht verwundet in jenen Baum gekrochen und dort geſtorben. Das 
Skelett wurde nebſt der Rüſtung mit kriegeriſchen Ehren begraben. 


— (Die franzöſiſchen Finanzen.) Leo Faucher, früher Mini- 
ſter des Innern, beſchäftigt ſich jetzt in ſeiner Muße mit dem enormen 
Budget Frankreichs. Allmälig ſtellt ſich ſicher heraus, daß auch ſchon 
unter Ludwig Philipp arg mit dem Finanzen gehauſt wurde. Binnen 18 

Jahren fliegen die jährlichen Ausgaben um eine halbe Milliarde. So 
verzweifelt iſt Faucher, daß er in der „Revue des deux Mondes“ aus⸗ 
ruft: „Nur ein Krieg oder eine ſtarke Wiederaufnahme der gewerblichen 
Thätigkeit kann uns einer Kataſtrophe entreißen, welcher wir durch den 
doppelten Zug der moraliſchen Anarchie und des Defizits entgegengehen!“ 
Alſo will man das franzöſiſche Defizit durch das Geld decken, welches 
man anderen Völkern aufzuerlegen trachten müßte. Es würde blutige 
Köpfe geben, und das Defizit in einen Staatsbanferott umſchlagen, wenn 
das Wagſtück mißlänge, einen großartigen Räuberkrieg zu führen. Die 
Ausgabe für 1850 find auf 1,591,000,000 Fr. veranſchlagt worden. Die 
Einnnahme auf höchſtens 1,270,000, 000. Sanguiniker meinen, die Aus⸗ 
gaben könne man wohl auf 1,369,000, 00 ermäßigen. Die indirekten 
Steuern berechnet man für 1850 auf 709,000,000. Faucher ſchlägt eine 
bedeutende Erhöhung der Stempelſteuer, des Enpegiſtrements und der Pa⸗ 
tente vor; davon erwartet er 22 Millionen. Die konſtituirende Verſamm⸗ 
lung hat die Getränkeſteuer abgeſchafft. Die Finanzmänner meinen, dieſe 
100 Millionen könne man nicht entbehren und müſſe jene Steuer wieder 
einführen. Aber dann droht ein Aufſtand im Südweſten, und das ſonſt 
ſo konſervative Bordeaux hat jetzt lediglich deshalb einen Rothen in die 
Legislative geſchickt, um dieſe Wiedereinführung abzuwehren. Fortan, ſo 
ſchlagen die Finanzmanner vor, fol noch jedes Pfund Salz um 1 Sous 
im Preiſe aufſchlagen, die Brieftaxe von 4 auf 5 Sous geſetzt werden, 
auch will man die Perfonal- und die Möbelſteuer erhöhen, ferner eine 


Steuer auf Halten und Dienſtboten legen, dann noch den direkten Steue 
ein Zehntel zuſchlagen von zeitweilig von allen Gehalten und Penſſone! 
ein Jehntel abziehen. Unter dieſen Umſtänden denken manche Deputien 
daran, auf eine Erhöhung des Gehalts für den Präfidenten anzutragen 


(D. Ref.) 
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Beilage. 


Beilage zu No. 276 der Königlich privilegirten Stettiniſchen Zeitung. 


Montag, den 26. November 1849. 


Deutſchland. 
erlin, 22. November. (Hannover und der Drei⸗Königs ; 
a Was wird die hanoverſche Kammer machen? Einfache Antwort: 
die Sache ablehnen. Nach dem Siege begehren die Demokraten ihren 
Lohn und die Majorität iſt zerfallen. Die Stodariftofratie vergl! dem 
Miniſtervorſtand Stueve nie, daß die Märzereigniffe den Bürgerlichen ans 
Ruder brachten, und ſein Stern wird raſch unterſinken im Lethe einer un⸗ 
getreuen Politik. — Und was weiter? Der König iſt alt, der Konſequenz 
wegen geachtet, man wird ſeinen Heimgang abwarten. Anders iſt der 
all, wenn der Kronprinz den Thron einnimmt; die Geſchichte kennt kei⸗ 
nen Herrſcher, der blind den Thron beſtieg; dagegen ließe ſich viel ſagen 
— in jedem Falle wird die Regierung eine ſchwache fein. Es wird ſich 
fein Mann finden, der das gegenwartige Syſtem auf ſeine Schultern 
nimmt, der es einige Jahre zu tragen vermag. 
Anlehnungspunkt fuchen müfjen und biefer kaun nur Preußen und der 
engere Bund ſein. Deshalb nur getroſt den Reichstag berufen — im Fall 
man es ehrlich meint — und der Erfolg wird nicht ausbleiben! Indem 
der Bund die Preußiſche Heer-Verfaffung aunimmt, verdoppeln ſich ſeine 
Kräfte, weil alsdann ſichere Rechnung auf dieſe zu machen iſt. Auch die 
materiellen Intereſſen verbrüdern ſich und Hannover wird von ſeinem 
Iſolirſchemel herabſteigen müſſen, um deutſche und nicht öſtreichiſche 1 0 5 
tif zu treiben. Alles hängt 575 von den Preußiſchen Kammern ab. Man⸗ 
cher gerechte Tadel mag das 3 n 
milienſachen; die deutſche Frage erfordert es durchaus, änner, 
welche ihre Ehre für die Durchführung verpfändet haben, zu halten gegen 
alle Machinationen der Ultras und Schwarzgelben. Oeſtreich braucht 10 
Jahre, um ſeine ſprachverwirrte Reiche leidlich zu einem Geſammtſtaat 
zuſammenzulſeimen; es fürchtet die Erfolge Preußens in Deutſchland; Schmer⸗ 
ling intriguirt — allein bei ſchiefen Geſichtern wird es ſein Bewenden ha⸗ 
ben! Nicht allein an die Kammern, ſondern auch an das Preußiſche Volk 
appelliren wir, damit es die Wichtigkeit der bevorſtehenden Wahlen zum 
Reichstage erfaſſe und lebendige Theilnahme bezeige. Deutſchlands und 


die eigenen Geſchicke find in die Haud der Wähler gelegt! Wir rufen die 
Bahr auf die Warten, ein großer Tag ſteht bevor und ihr Ruf möge 
die Schlafenden wecken und die Stunde der Entſcheidung verkünden! 

Wie der Ausgang auch ſei, wir ſprechen mit Johannes Müller: 


„Wer verliert, hat Niemand anzuklagen, als ſich ſelbſt!“ (P.⸗C.) 


Berlin, 22. November. Wir haben kürzlich erwähnt, daß die Be⸗ 
fugniß des Staats⸗Anwalts zur Einlegung von Rechtsmitteln zu Gunſten 
des Angeklagten in Frage geſtellt, und namentlich eine vom Staats - An- 
walt zu Potsdam eingelegte derartige Appellation per decretum zurückge⸗ 
wieſen, auf Anordnung des Geheimen Ober⸗Tribunals aber zur Verhand⸗ 
lung gezogen iſt. Der Termin hat am 200ten d. M. Statt gefunden. 
Der Kriminal⸗Senat hat jedoch, ſeiner frühern Meinung inhärirend, erkannt, 
daß das Rechtsmittel nicht für devolvirt zu erachten und zurückzuweiſen. 
Der Ober⸗Staats⸗Anwalt hat gegen dieſe Entſcheidung die Nichtigkeitsbe 
ſchwerde eingelegt, da durch eine Auffaſſung feiner Stellung, wie ſie der 
Appellationshof will, ihm jedes nachdrückliche Mittel, ſeine Pflicht nach der 
einen Seite hin zu thun, abgeſchnitten wird. Der Staats-Anwalt ſoll nach 
dem Geſetze „darüber wachen, daß bei dem Strafverfahren den geſetzlichen 
Vorſchriften überall genügt werde, und daher nicht blos daranf zu achten, 
daß kein Schuldiger der Strafe entgebe, ſondern auch darauf, daß Niemand 
ſchuldlos verfolgt werde.“ Das Appellationsgericht will dieſen letzten Paſſus 
nur auf das Stadium der Anklage beziehen. Eine ſolche Interpellation 
dürfte aber mit dem Verbindungsworte „daher“ nicht in Einklang zu brin⸗ 
gen ſein, wenn man erwägt, daß unter „Strafverfahren“ in jener geſetz⸗ 
lichen Beſtimmung nicht wohl etwas anderes, als die ganze Unterſuchung 
von dem Skrutinium bis zur endgültigen Entſcheidung verſtanden werden 
kann. Wenn das Geſetz dem Staats? Anwalt bisher nicht auch den Be⸗ 
trieb der Sache in der Gnaden⸗ und Exekutionsinſtanz verliehen hat, ſo 
kann daraus ein Grund gegen die Anſicht der Staats⸗Anwaltſchaft in Be⸗ 
zug auf das Verfahren bis zum Erkenntniſſe nicht entnommen werden. 
Beſonders wichtig iſt die Streitfrage aber ſchon um des willen, weil nach 
§. 1 der Verordnung vom 3. Januar d. J. die Gerichte bei Einleitung 
einer Unterſuchung nur auf erhobene Auklage einſchreiten ſollen, und nichts⸗ 
deſtoweniger Fälle vorgekommen find, wo dieſer Grundſatz unbeachtet ge⸗ 
blieben iſt, und zwar ſelbſt ohne daß eine Vorunterſuchung ſtattgefunden 
hätte. Der Staat hat ein Intereſſe dabei, das Verbrechen zu verfolgen; 
er hat aber auch ein Intereſſe daran, daß Niemand unnöthig verfolgt 
wird, und die Beurtheilung, ob eine Verfolgung begründet und zweckmäßig 
iſt, iſt einmal dem Staats⸗Anwalt anvertraut. Eine Beſchwerde darüber, 
daß eine Unterſuchung eingeleitet iſt, iſt unzuläſſig, denn jede einmal ein⸗ 
geleitete Unterſuchung muß durch Erkenntniß bejeitigt werden. Wenn da⸗ 
ber eine Unterſuchung mit Verletzung des oberſten Prinzips des Anklage⸗ 
Prozeſſes eingeleitet und ſogar auf Strafe erkannt iſt, ſo müſſen auch dem 
Staats - Anwalt die nöthigen Rechtsmittel freigelaſſen werden, damit die 
Gerichtshöfe der höheren Inſtanz prüfen können, ob den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften genügt iſt, oder nicht. Wir müſſen übrigens bemerken, daß ge⸗ 


rade ein ſolcher Fall die Veranlaſſung zu der erwähnten Appellation ge⸗ 
geben hat. (D, R.) 


„ 


„— Die betreffende Kommiſſion der Erſten Kammer beantragt in ihrem 
Berichte, dem Beſchluſſe der Zweiten Kammer, die Staatshaushaltungs⸗ 
Etats für 1849 und 1850 gleichzeitig zu berathen, beizutreten. 

— Dem Vernehmen nach wollen die Mitglieder der Städtverordnete⸗ 
Verſammlung, welche bei dem Konflikt am 19. d. M. betheiligt ſind, dem 
Beiſpiele der Gemeinderäthe von Düſſeldorf folgend, ihr Mandat le 


. C.) 
— Aus zuverläffiger Quelle können wir beſtätigen, daß die durch des 
ehrwürdigen Ammon Rücktritt erledigte hochwichtige Stelle ves evangeliſchen 
Oberhofpredigers dem Profeſſor Dr. Harleß definitiv übertragen iſt. 
-In Folge der Denunciation eines eingefangenen Diebes wurden 
die 4 Räuber entdeckt, welche in der Nacht vom 15855 10. September bei 


Dann wird man einen 


iniſterium treffen — allein das 5 Fa⸗ 
dieſe 


Heidewilern, Kreis Trebnitz, 6 Perſonen anftelen und denſelben über 500 
Thlr. und 3 Taſchenuhren raubten. Auch iſt der Fuhrmann entdeckt, der 
bei dem Raube ſich betheiligte, Zwei find verhaftet, von denen einer ein 
vollſtändiges Geſtändniß ablegte. Die andern werden wohl auch ergriffen 
werden, da man ihre Schlupfwinkel kennt. 90 — 
Ein wohlhabender Mann, der Rentier Paſtor, ſtand heute vor 
dem Appellations⸗ Gericht, des wiederholten Wuchers angeklagt. Er war 
in erſter Inſtanz zu einer Geldbuße von 1720 Rthlrn. verurtheilt. Dieſe 
Summe kam derfenigen gleich, die er in 4 verſchiedenen Geſchäften an 
übermäßigen Zinſen verdient hatte. Es waren überall Hausobligationen, 
die die Beſitzer von Bauſtellen für eine beliebige Perſon, jedoch ohne 
Empfang irgend einer Valuta, ausgeſtellt und dann im Wege der Ceſſion 
an den Angeklagten giliehen. Der Angeklagte hatte indeſſen die Valuta 
nicht an den Cedenten, ſondern ſofort an den eigentlichen Schuldner ge⸗ 
zahlt, und dabei 5 Prozent als ſogenannten Verdienſt zurückbehalten, auch 
die Zinſen vom Tage der Ausſtellung der Obligation bezahlt genommen, 
wenn er die Valuta auch erſt allmälig entrichtete, Die Darlehnsnehmer 
hatten behauptet und der erſte Richter hatte es für bewieſen angenommen, 
daß der Angeklagte dieſen Geſchäftsverkehr vor Ausſtellung der ſimulirten 
Obligation mit den Darlehnsnehmern verabredet hatte. Dieſe Annahme 
wurde in zweier Inſtanz durch eine neue Beweisaufnahme erſchüttert. 
Bei dieſer Gelegenheit ſagte ein Zeuge, daß der vierte Theil von ganz 
Berlin auf dieſe Weiſe eukſtanden fei, weil kein „Geldmann“ ein reines 
Hypothekengeſchaft mit Bauſtellenbeſitzern machte, ſondern immer nur Obli⸗ 
gationen gekauft würden. „Wenn darüber“, fuhr Zeuge fort, „durch den 
Kommiſſionair verhandelt wird, fo iſt mit keiner Silbe davon die Rede, 
ob auf die Obligation Valuta gezahlt iſt, oder wer die Valuta der Ceſſion 
erhalten ſoll. Wenn davon geſprochen wird, ſo giebt es kein Geld.“ Der 
zweite Richter nahm nun den Beweis für geführt an, daß der Angeklagte 
beim Abſchluß des Ceſſionsgeſchäfts den Charakter der Obligationen als 
ſimulirte Dokumente gekannt habe, hielt ſchon um deswillen den §. 1243. 
des Strafrechts für anwenbar und beſtätigte das erſte Erkenntniß. Dieſe 
Entſcheidung wird in der Geſchäftswelt eine große Senſation machen, da 
ſich wohl Hunderte von „Geldmännern“ in derſelben Lage wie Herr Paſtor 
befinden möchten. 
„— Die mit dem Raubmorde, der gegen die ſeparirte Frau Hirſch ver⸗ 
übt wurde, im Zuſammenhange ſtehenden Umſtände und Perſonen find jetzt 
ſo ziemlich vollftändig entwickelt. Die Anzeige ging von einer Betheilig⸗ 
ten, der Ida Ihlenfeldt, aus, welche nur die Summe von 24 Thlrn. auf 
ihren Antheil vom Raube erhalten hatte und ſich deshalb benachtheiligt 
glaubte. „Aus Rache lieferte fie ſich ſelbſt und den Töpfergeſellen Poſſehl 
in die Hände der Juſtiz. Etwa 6 Perſonen ſind als Theilnehmer an den 
Vortheilen der entſetzlichen That ermittelt. Die Polizeikommiſſarien Gün⸗ 
ther und Baumann ſind geſtern nach Stettin gereiſt, um dort Theilnehmer 
aufzuſuchen und zu verhaften. Einem Theile der geraubten Gold⸗ und 
Silberſachen ſoll man gleichfalls auf die Spur gekommen ſein; dieſelben 
find hier in Berlin verkauft worden. 


— In Költſchen, Regierungsbezirk Breslau, wurde ein Verferti⸗ 
ger falſcher Darlehns⸗Kaſſenſcheine bei ſeiner Arbeit überraſcht. Er wurde 
verhaftet und die bei ihm vorgefundenen unvollendeten Kaſſenſcheine, Stem⸗ 
pel und Materialien in Beſchlag genommen. (E. C.) 


— Der geſtern ausgebliebene Cölner Zug kam geſtern Abend mit 
dem am 22. Abends von Cöln abgegangenen nach hier. Bei Minden war 
eine kurze Strecke Schienen aufgeriſſen, wodurch die Maſchine und 4 Wagen 
in den Sand geriethen. Ein Conducteur iſt jedoch dabei beſchädigt und 
ſind demſelben die Füße gebrochen. 


Königsberg, 21. November. Eine Privatmittheilung aus Königsberg in 
No. 269 der Voff. Ztg. berichtet, daß am 13. d. M., Mittags, vor der Voigt⸗ 
ſchen Kunſthandlung in der Junkerſtraße ein Auflauf ſtatt gefunden, der leicht in 
bedauerliche Exzeſſe hätte ausarten können. Als Veranlaſſung zu dieſem Auflaufe 
wird angegeben, daß mehrere Arbeiter darin eine Verunglimpfung geſehen hätten, 
daß das Bildniß Sr. Majeſtät des Königs in der Mitte von Hunden und ande⸗ 
ren Thieren und verſchiedenen Fratzenbildern aufgehängt geweſen ſei. Die Schil⸗ 
derung dieſes Vorfalles iſt mindeſtens ſehr übertrieben und hat derſelbe folgenden 
Verlauf gehabt. Der Kunſthändler Voigt hatte am Schaufenſter ſeines Ladens 
ein Oelgemälde, Se. Majeſtät den König darſtellend, aufgeſtellt, welches er zu 
Weihnachten verlooſen wollte. Ein Loos zu dieſer Verſpielung war auf das 
Bild geklebt und unter den Leuten, die, wie gewöhnlich, vor dergleichen Schau⸗ 
fenſtern ſtehen bleiben, befanden ſich mehrere Perſonen, die in dieſer Verſpielung 
eine Beleidigung des Königs erblickten. Ein Polizei⸗Beamter, der eben des We⸗ 
ges kam, hörte dieſe Aeußerungen, machte feiner vorgeſetzten Behörde die Mit⸗ 
theilung davon und dieſe ließ den Kunſthändler Voigt darauf aufmerkſam machen, 
daß zu jeder Verſpielung eine miniſterielle Exlaubniß nothwendig ſei. Da der 
Kunſthändler dieſelbe noch nicht eingeholt hatte, zog er das Bild zurück. — Es 
hat weder ein Auflauf ſtatt gefunden, noch iſt eine Deputation von Arbeitsleuten 
auf dem Polizei⸗Büreau geweſen, noch hat die Polizei⸗Behörde den Kunſthändler 
auffordern laſſen, das Gemälde von dem Schaufenſter zu entfernen. Ebenſo⸗ 
wenig haben ſich bisher Demonſtrationen gegen die Ausſtellung anderer Bilder 
kundgegeben. (D. Ref. 

— In der vorgeſtrigen Sitzung der Stadtverordneten wurde der Antrag ge⸗ 
ſtellt, die Verſammlung möge, nach Analogie der Stadtverordneten von Berlin, 
eine Petition an die Kammern um Beibehaltung der Städteordnung vom Jahre 
1808 richten. Die Verſammlung ging aber über dieſen Antrag zur Tagesord⸗ 
nung über, nachdem bemerkt worden war, daß, wenngleich die neue Gemeinde⸗ 
ordnung manche Beſchränkungen enthalte, von denen die Städteordnung nichts 
wiſſe, ſie doch immer eine Grundlage darbiete, auf der weiter fortgebaut werden 
könne, und daß die Berliner Stadtberordneten auf einem Standpunkt ſich befän⸗ 
den, der von Wenigen im Lande getheilt würde. — Der hiefige Arbeiterverein 
hat am vergangenen Montag ein Mitglied ſeines Vörſtandes, den bekannten Ar⸗ 
beitsmann Grandfean, aus dem Vorſtande ausgeſtoßen, weil derſelbe der Vor⸗ 
ladung eines höheren Polizeibeamten Folge leiſtete, um in Angelegenheiten des 
Pereins Auskunft zu geben und dadurch angeblich bewieſen hatte, daß er der Ehre 
nicht würdig ſei, im Vorſtande zu fungiren. 


Halle, 22. November. Bei der Durchreiſe des Generals v. Wrangel be⸗ 
reiteten auch die Studirenden der Univerſität demſelben einen unverhofften feier⸗ 
lichen Empfang, indem fie ſich auf dem Perron des Eiſenbahnhofes aufgeftell, 
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hatten und ihn mit einem lauten Hoch begrüßten. Der Herr General ſchien durch 
dieſen Beweis der Anhänglichkeit ſehr erfreut zu ſein und ſprach ſeinen Dank in 
kräftigen Worten aus. Nach dem Aufenthalte einiger Stunden verließ derſelbe 


die Stadt wieder, um nach Merſeburg und Weißenfels ſeine Vesper ge 


ter fortzusetzen. 


Köln, 22. November. Am 16. d. M. hat der Anklage⸗Senat des hieſigen 
Königl. Appellations⸗Gerichtshofes gegen die 241 an den Elberfelder Mai⸗Exeig⸗ 
niſſen Betheiligten ein Urtbeil erlaſſen und 193 derſelben vor die nächſten Aſſiſen 
verwieſen, 48 auf freien Fuß geſetzt. Die Anklage, lautet dahin; Im Mai d. J. 
zu Elberfeld ein Attentat verübt zu haben, deſſen Zweck war, die Bürger aufzu⸗ 
reizen, ſich gegen die Königliche Gewalt zu bewaffnen, ſo wie einen Bürgerkrieg 
dadurch zu erregen, | 2 
oder ſie verleitete, ſich gegen einander zu bewaffnen 
lich im Sandar kommenden Jahres intereſſanten Verhandlungen eat Fenz 110 

ha) 11381 ar \ 687 8 4 N J „Ref. 

„Elberfeld, 22. November. Der meuſchenfreundliche Gedanke, ein neues 
Walſenhaus hier zu errichten, findet unter der wohlhabenden Klaſſe unſerer Bür⸗ 
ger einen edlen Wetteifer der Unterſtützung. Uns ſind erſt die Unterzeichnungen 
von 7 Häuſern bekannt und dieſe betragen ſchon über die Hälfte der Veranſchla⸗ 
gungsſumme von 36,000 Thlru. Herr de Weerth zeichnete außer dem Platze 
5000 Thlr., Frau Wülffing 4000 Thlr., Herrn J. Simons Er 1 
Herr Dan.! von der Heydt 1000 Thlr., Herr Carl von der Heidt 1000 Thlr., 
Frau Wittwe von der Heidt 1500 Thlr., Herr Wichelhaus 3000 Thlr. — Wir 
nennen dieſe Häuſer, obwohl wir willen, daß wir ihnen keinen Gefallen damit 


erzeigen, aber uns drängt es, die öffentliche Anerkennung denen zu zollen, welche f 


haben. 
1 5 75 9310 (Elberf. 3), 
Gotha, 17. November. Die in der Beilage der „Oberpoſtamts⸗ 
Zeitung“ vom 16ten d. M. enthaltene Mittheilung, über einen vom Priu⸗ 
zen Albert, als nächſten Agnaten des hieſigen Fürſtenhauſes, beim Juſtiz⸗ 
Collegium erhobenen Prozeß, bedarf einiger Berichtigung. Der Prinz: 
Albert beanſprucht nämlich nicht gerade einen Theil der für Staatsgut er⸗ 
klärten Domainen, ſondern eine ſogenannte Allodialrente von jährlich 
25,000 Fl. Eine kurze biſtoriſche Auseinanderſetzung wird für den vorlie⸗ 
genden Fall erforderlich ſein. Der 1844 verſtorbene Herzog Erhft nämlich 
ſchloß als Regent im Jahre 1836 mit dem Herzoge von Naſſan, dem da⸗ 
maligen Vormunde der Prinzen Ernſt und Albert, einen Vertrag, nach 
welchem von dem angeblichen von der Mutter der letzteren, der gothaiſchen 
Prinzeſſin Louiſe herſtammenden Allodialvermögen eine jährliche Rente von 
50,000 Fl. aus der Domainenkaſſe an die Mündel bezahlt werden ſollte. 
Die Auszahlung dieſer Rente erfolgte auch von jener Zeit, aber die 
Ständeverſammlung des vorigen Jahres erkannte dieſen Vertrag nicht au, 
da der demſelben als Unterlage dienende Anſpruch nicht genug begründet 
ſchien, und verwies die dabei Betheiligten wegen Durchführung dieſes An- 
ſpruchs auf den Rechtsweg. i 


ſich um die Menſchheit auf eine ſo ſchöne Weiſe verdient gemacht 


Dieſen hat nun der Prinz Albert für ſeine 
Rentenrate jetzt eingeſchlagen und es nimmt das Publikum an dieſem Pros 
zeſſe um ſo mehr Antheil, als früher von der Criſteaz eines derartigen 
Vertrags nur ſehr wenig bekannt, auch über das Vermögen des mütterli⸗ 
chen Großvaters des Herzogs Auguſt nach deſſen Ableben der Concurs 
ausgebrochen war. ner I (O. P. A. 3.) 


Karlsruhe, 20. November. In Betreff der Helme für das groß⸗ 
herzoglich badische Offtzierkorps iſt von Seiten des Kriegsminiſteriums die 
nachfolgende Beſtimmung erlaffen worden: Der Helm iſt zu tragen: 1) 
von den Generalen mit gelbem Beſchlag mit Spitze, zur großen Parade 
mit weißem Federbuſch mit den Hausfarben, 2) von den Flügeladjutanken 
und den Offizieren des Generalſtabs mit weißem Beſchlag mit Spitze, zur 
großen Parade mit weißem Haarbuſch, 3) von den Offizieren der Jufan⸗ 
terie mit gelbem Beſchlag mit Spitze, 4) von den Offizieren der Reiterei 
wie in 3, jedoch zur großen Parade mit einem Haarbuſch von noch zu be⸗ 
ſtimmender Farbe, 5) von den Off | B 
mit der Kugel, zur Parade mit einem ſchwarzen Haarbuſch, 7) die Offi⸗ 
ziere der Suite tragen den Helm der Waffe, aus der fie ausgetreten ſind. 
Die Auszeichnung auf den Helmen der. Generale, und Flügeladjutanten 
wird noch näher beſtimmt werden. — Öeftern, fiel bei uns der erſte Schnee 
und dieſen Morgen haben wir eine Kälte von zwei Graden. 

eee Een e eee eee eee (Bad. M.) 
Naſtatt, 19. November. In 14 Tagen bis 3 Wochen werden öſter⸗ 
reichiſche Truppen hier einrücken und find bereits Lokalitäten für deren 
Unterbringung eingerichtet. Auch ſpricht man daven, daß das Frankfurter 
Bataillon noch im Laufe dieſes Monats eintreffen ſoll. — Es treffen täg⸗ 
lich preußiſche Rekruten hier und in Karlsruhe ein 
tiven Regimentern zu ſtoßen haben. J.) 


Naſtatt, 20. November. Obgleich der vreußiſche General von 
Scharuhorſt ſchon lange zum Gouverneur hieſiger Feſtung von Seiten un⸗ 
ferer Regierung ernannt wurde, | 0 
derſelbe ſeine Stelle in kurzer Friſt antritt. f 
ſtätigen, was früher durch mehrere Blätter behauptet wurde, 


. 


Es ſcheint ſich darum zu be⸗ 
daß die Ex⸗ 


Todesfälle. 
Nach jahrelangen Leiden entſchlief heute ſanft zu ei⸗ 
nem beſſern Leben unſer Gatte, Vater und Großvater, 
der Kupferhammer⸗Beſitzer C. L, Remgnofsky, im 
78ſten Lebensjahre. Sanft ruhe, feine Aſche. Dies 

zur Anzeige für alle Freunde und Bekannte ſtatt je⸗ 
der beſonderen Meldung. 5 

Kupferhamſner bei Golmow, den 24. Novbr. 1849, 
x N Die Hinterbliebenen. 


1 
. 


| Wasch- 


. 


. 


Auktionen. 


Holzverkauf auf dem Stamm. 
In dem Forſt = Revier Meſſenthin ſollen 4 Eichen 
und 57 Kiefern, Nutzhölzer auf dem Stamm an den 
Meiſtbietenden „öffentlich, veräußert werden, und ſtehen 
die Termine hlerzu am g0ſten November, Iten, laten 
und 21ften Dezember e., Vormittags 10 Uhr, in der 
Forſt an. Stettin, den Joten November 1849. 

Die Oekonomie⸗Deputation des Magiſtrats. 
Winkler. Eichſtädt. Hellwig. 
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wieder zu haben bei, 


daß man die Bürger des Stagtes gegen einander bewaffnete 
Wir ſehen alſo wahrſchein⸗ 


en 3000 Spt, 


den Offizieren der Artillerie mit gelbem Beſchlag 


welche zu ihren reſpek⸗ 


ſo iſt doch keine Ausſicht vorhanden, daß! 
Verkaufe beweglicher Stichen. 


Königs- 0780 
und Badepulver 


in Schachteln mit Gebrauchsanweiſüng a 3 gr.; 
ohnſtreitig das vorzüglichſte und billigſte Waſchmittel, 
um die Haut bis in die innerſten Poren zu reinigen, 
und ſie ſchön, weiß und weich zu erhalten, namentlich 
aber dieſelbe, bei kalter Witterung gegen Aufſpringen 


nach in dieſer Frage Genüge leiſten will. 


denruf und auf der Küſte von Carnarvonſhire an der Menai Meerenge 
mit Kanonendonner begrüßt. 


parat ſind von der Angleſeaküſte an die von Carnarvon gebracht worden, 


Nacht betrieben worden, und dieſe ununterbrochenen Anſtrengungen la en 
erwarten, daß die erſte Reihe der Röhren am 7. März des feine 


15 Rauh heit zu ſichern bei b 
Ferd. Müller & Comp., 
Wiener Bart-Creme, 
welcher dem Bart⸗Haar die ſchönſte Dreſſur und Ge⸗ 


ſchmeidigkeit giebt und nicht wie Pomade abſchmutzt, 
iſt in Flacons mit eingeſchliffenem Glasſtöpſel 10 gr. 


Herd Müller & Comp., 
f amen uu ser. . 


dem öſterreichiſchen Kabinette Widerſtand gefunden hak. Somit dürfte 
Bundesgewalt hierüber entfchieven hat. Der Feſtungs⸗Kommandant, Ma⸗ 


daß die Hohenzollernſchen Abtretungsverhandlungen noch immer i 
der Schwebe ſind, demnächſt aber in ihr letztes Stadium treten Werden 
Ein Abſchluß oder eine Ratifieirung der Ceſſionsakte wird erſt dann ſtatt 


Sitzungsperiode, über dieſen Gegenſtaud entſchieden haben werden. Ob⸗ 
wohl der Hohenzollernſche Souveränetätsverzicht lediglich eine Agngten⸗ 


ſchloſſenen Erbverbrüderungsverträge auf feſten Normen beruht, mithin an 
den abſoluten Willen der betreffenden Landesherrn ant if i 
alle Fälle ſtaatsrechtliche Gültigkeit hat; wiewohl aus dieſen Gründen ein 
Hernſter Notenwechſel“ über dieſe Angelegenheiten zwiſchen den, den beiden 
ö Hohenzollern benachbarten Kabinetten zu den Unwahrſcheinlichkeiten gehört, 

ſo ſcheint die Zuſtimmung der preußiſchen Kammern zur Uebernahme del 


Röhre der Brücke 3 Fuß tief auf ihr beſtändiges Lager von Steinplatten 


dieſer erſten Röhre verurſachte die Berechnung, daß der Einfluß der Kälte 


verurſachen würde, was großes Unglück veranlaſſen könnte, und, wenn die 
Röhre auf beiden Seiten befeſtigt wäre, großen Zeitverlust. Einem ſol. 


brechern rief einen frömlichen Aufruhr hervor. Es gährte ſchon 
3 Monaten, ſeit dem die Deportationsangelegenheit als ice iR 1 
trachten iſt; als aber die Kunde von der Ankunft jenes Transports fi 


wurden geſchloſſen und eine Adreſſe von Seiten der ſtädtiſchen Behörden 
die ſofortige Abreiſe des Schiffes zu befehlen. Seine Antwort lautet dal 


daß es bei feinem früheren Beſchluſſe bleiben müſſe, das Schiff ſolle einſt. 
weilen in der Simons Bay vor Anker liegen bleiben, bis die eee 


allgemeine Aufregung keineswegs entſchuldigt werde. 


: > | 
nennung Scharnhorſt's ſowohl bei aer epa in Frankfurt, als % 
wohl der Goüuverneurspoſten nicht eher wieder beſetzt werden, bis die neue 


jor von Gansauge, verwaltet vorläufig die Stelle. Die Zahl der } 
genen hat hier feit 14 Tagen ſehr bedeutend a gene, ee Fun 
erfolgte Amneſtie, theils durch Rückſendung vieler Nichtbadner in ihre Hei⸗ 
mathländer. Geſtern iſt auch der geweſene ſogen. Kriegsminiſter⸗Stellver⸗ 
treter Enno Sander von Köthen gegen Caution auf freien Fuß geſtellt 
worden. "An mehreren Stellen unſerer Feſtung wird noch immer ſtark ge. 
baut und dabei die Arbeit durch Gefangene gefertigt. Der Geſundheſts. 
Zuſtand der Jnhaftirten iſt gegenwärtig ſehr befriedigend. (D. 3.) 
W! 7371 5 0 ji 4112 Tr 


Aus Hohenzollern, 15. November. Was immer die Tagespreſſe, 
insbeſondere die württembergiſche, aus „zuverläſſiger Quelle“ von bereite, 
erfolgtem Abſchluſſe und Ratifiegung. der Verträge über die in Ausſicht 
ſtehende Abtretung der Fürſtenthümer Hohenzollern an Preußen. u. ſ. w. 
mittheilt: — an allem dieſem iſt kein wahres Wort. Wahr iſt und bleibt, 


finden, nachdem die preußiſchen Kammern, und zwar noch in der laufenden 


frage iſt, deren Löſung ſchon durch die gegen Ende des vorigen Jahrhun⸗ 
derts zwiſchen den Fürſtlichen und Königlichen Hagen el Gn 


Fürſtenthümer durch die Krone Preußen dennoch deshalb eingeholt zu wer⸗ 
den, weil man den Grundſätzen des Conſtitutionalismus ſelbſt der Form 
age j tus (O. P. A. 30% 
% 


London, 17. November. Am Sonnabend wurde endlich vie left 


1 


und Rollen niedergelaſſenz die Arbeit, ſie mit der Röhre vom Lande zu 
‚ 7 s B 2 * 0 1 
verbinden, hat drei Wochen Zeit in Anſpruch genommen. Das Ereiglß 
wurde von den verſammelten Arbeitern und Zuſchauern mit einem Freu⸗ 


Die hydrauliſche Preſſe und der Winde, Ap⸗ 


um die zweite Röhre in die Höhe zu winden, ſobald ſie zu Waſſer an die 
Pfeiler gebracht worden iſt, eine Oe en die, hn das Wetter und 
die Fluth es erlauben, am 3, Dezember ſtatkfinden wird. Die mit vieſer 
Aufgabe verbundenen Operationen ſind nun ſeit einigen Monaten Tag und 


Jahres für die Eiſenbahn und den Verkehr eröffnet werden kann. Bei 


auf eine Eiſenmaſſe von 400 Etr. eine Zuſammenziehung von 12 Zoll 


chen Unglück hat man dadurch vorgebeugt, daß die Röhre auf der einen 
Seite auf einer beweglichen Rolle liegt, wodurch ein Zerteißen der Röhik 
verhindert werden ſoll. I „Wee una a MIT TREE 
Die Ankunft des Schiffs Neptun in Kapſtadt mit 0 


in der Stadt verbreitete, wurden ſofort alle Glocken geläutet, Trommel 
gerührt, die Straßen füllten ſich mit einer wogenden Menge, die Kaufläden 


an den engliſchen Gouverneur erlaffen, mit dem dringenden Verlangen 


der Regierung eingetroffen ſei, was höchſteus noch 6 Wochen dauern könnt, 
Schließlich verwies der Gouverneur den Ton der Adreſſe, welcher durch 
Der Eindruck diefet 
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Botſchaft ſchien nichts weniger als günſtig. 


de date Stadtverordneten⸗Verſammlung. 
Am Dienſtag, den 27. d. M, iſt keine Sitzung. 0 


U 


) Ind. 9 
Theune. 


Fr Anzeigen vermiſchten Juhalts. 0 0 
Liniir- Anstalt 


von f } 
1 7 | M 90% 1 > ' K f a 
Ferd. Müller & Comp., 
0 „ . Börſengehä nde, a 1004 
Alle Liniir⸗ und Roſtrir⸗ Arbeiten werden, 
ſehr billig und elegant in verſchiedenen Nuancen ber 


Farben und Linien ausgeführt. 


Liniirte Papiere zu alen Gattungen 
Conto- und Schulbüchern, Notenpapier und 


.domtobücher . 
Formaten, in unſerer eigenen, wohleingerich⸗ 
teten Buchbinderei dauerhaft und ſchön gebun⸗ 
den, Find ſtets zu billigen Preiſen auf dem Lager. 


